Klage auf Zustimmung zur Kündigung eines BR

An das

..........................................................................................................

(Bezeichnung des zuständigen Gerichts und Angabe der Adresse)

Klagende Partei:
Firma .....................................



Bauunternehmen

Anschrift:
................................................

Beklagte Partei:
.................................................

Beruf:
Polier

Anschrift:
................................................

KLAGE

auf Zustimmung zur beabsichtigten Kündigung

nach § 121 ArbVG

1 HS

Beilagen

In meinem Betrieb ist Herr .................................................................................. seit dem als ...................................................................................................................... beschäftigt und wurde am .............................................................. zum Mitglied des Betriebsrates gewählt.

Der Beklagte wurde wiederholt während der Arbeitszeit in volltrunkenem Zustand angetroffen und ist deshalb bereits mehrmals schriftlich verwarnt worden, zuletzt am ................................... .

Diese Verwarnungen blieben bisher fruchtlos.

Am ....................................................... trat der Beklagte seinen Urlaub im Ausmaß von 25 Arbeitstagen an und weigert sich nun trotz Aufforderung, seinen Dienst wieder anzutreten. Eine Begründung für dieses Verhalten hat der Beklagte nicht angegeben. 

Zum Zeitpunkt der Einbringung dieser Klage hatte der Beklagte den Urlaub bereits um 7 Kalendertage überschritten.

Diese eigenmächtige Verlängerung des vereinbarten Urlaubs und die beharrliche Weigerung den Dienst ordnungsgemäß wieder anzutreten, bildet neben dem Umstand, dass der Beklagte mehrmals während der Arbeitszeit alkoholisiert angetroffen wurde und die diesbezüglichen Ermahnungen fruchtlos blieben, ein Verhalten, welches die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unzumutbar macht.

Beweis:
Einvernahme von Zeugen und der Partei (Angabe von Vor‑ und Zunamen sowie der Anschriften)

Urkunden (Kopien der schriftlichen Verwarnungen)

Auf Grund obiger Ausführungen stellen wir daher den

Antrag

auf Fällung des Urteils, das Gericht möge uns gemäß § 121 ArbVG die Zustimmung zur beabsichtigten Kündigung erteilen.

....................................... am .......................................

Unterschrift bzw. firmenmäßige Zeichnung

